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Partizipation von Kindern und Jugendlichen
in und durch Jugendarbeit
Einige Betrachtungen aus spanischer und deutscher
Perspektive
Rafael Merino & Mike Seckinger
Zusammenfassung
Die Förderung der Beteiligung Jugendlicher gehör t zu den wichtigsten Zielen der Jugendpo-
litik auf europäischer Ebene. In diesem Beitrag zeigen die Autoren an Entwicklungslinien in
der Jugendarbeit in Spanien und Deutschland wie sich dieses Politikziel widerspiegelt. Im
Vergleich der Entwicklungen werden sowohl  Unterschiede in der Absicherung und dem
Stellenwert von Jugendarbeit deutlich als au ch Hindernisse bei der Förderung von Beteili-
gung erkennbar, die in Spanien und Deutschland zum Tragen kommen.
Schlagworte: Partizipation, Jugendarbeit, Jugendpolitik, Spanien, Deutschland
Abstract
The Promotion of participation of young people is one of the main issues in the European
Youth Policy. Important cornerstones are men tioned for the development of y outh work in
Spain and Germany. The comparison of the different developments shows that the importance
of youth work differs between both countries. But also some obstacles and side effects of the
applied strategies to promote participation are stressed in this paper.
Keywords: Participation-activities, youth work, youth policy, Spain, Germany
Seit der Ratifizierung der U N-Kinderrechtskonvention gibt es w eltweit eine
Vielzahl von Aktivitäten, die Beteiligungsm öglichkeiten von Kindern und Ju-
gendlichen zu verbessern. Einige Beispiele dafür sind die Weltkindergipfel
1990 und 2002, die internationalen V ereinbarungen zur U msetzung der U N-
Kinderrechtskonvention oder die Lissa bon-Erklärung zur Jugendpolitik durch
die dafür zuständigen Ministerinnen und Minister der EU-Mitgliedsstaaten im
August 1998. In der Lissabon-Erklärung wird die aktive Beteiligung von Kin-
dern und Jugendlichen in allen gesellschaftlichen Bereichen und bei Entschei-
dungsprozessen gefordert. Die im Jahr 2006 verabschiedete Em pfehlung des
UN-Ausschusses für die Rechte der K inder – ein weiteres Beispiel für die inter-
nationale Konjunktur des Themas – befasst sich ebenfalls mit der Frage, wie den
Beteiligungsrechten von Kindern G eltung verschafft w erden kann (vgl. Com-
mittee on the Rights of the Child  2006). Im  Weißbuch der Europäischen K om-
mission wird die Verbesserung der Beteiligungsrechte und Beteiligungsmög-
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lichkeiten von K indern als A ufgabe der EU  betont. In nahezu allen europäi-
schen Ländern werden Projekte zur Förderung der Beteiligung von Kindern und
Jugendlichen durchgeführt.
Im Rahmen einer K ooperation zwischen dem Observatori Català de la Jo-
ventut und dem  Deutschen Jugendinstitut wurde die Aufmerksamkeit, die das
Thema Partizipation von Kindern und Jugendlichen auch auf der politischen
Ebene der Europäischen U nion erhalten hat, zum  A nlass genommen, um sich
mit Traditionen, Konzeptionen und aktuellen Entwicklungen des Themas Parti-
zipation im Feld der Jugendarbeit in Spanien und D eutschland auseinanderzu-
setzen. Ziele dieser Betrachtungen sind einen Beitrag zu leisten, die bisherigen
Entwicklungen in den beiden Ländern besser verstehen zu können, und auf ei-
nige unerwünschten Effekte bei der bisherigen Förderung der Beteiligung Ju-
gendlicher hinzuweisen.
1. Hintergrund
Die Förderung von Partizipation ist nicht nur aus hum anitären G ründen (zen-
trales Menschenrecht) ein Thema mit hoher K onjunktur, wie die vielen V eröf-
fentlichungen der letzten Jahre zeigen, sondern auch weil aufgrund der Indivi-
dualisierungsprozesse m oderner westlic her Gesellschaften, diese und der Ein-
zelne sehr viel mehr gefordert sind, Entscheidungen für die Gestaltung ihres Le-
benswegs zu treffen. Die Zunahm e an Freiheit wird bezahlt mit einer Zunahme
an Unsicherheit (Beck 1986) und wachsenden Anforderungen an die Flexibilität
des Einzelnen ( Sennet 1998). Perm anent hat jede und jeder Entscheidungen zu
treffen. Wir alle sind zu „Baumeistern unseres eigenen Lebensgehäuses“ (Keupp
2002) gew orden. Moderne G esellschaften sind darauf angewiesen, dass ihre
Mitglieder in der Lage und bereit sind Verantwortung für sich zu übernehmen.
Deshalb ist Partizipation ein Schlüsselthema für moderne Gesellschaften. Aller-
dings ist der D iskurs um Partizipation gefangen im Widerspruch zw ischen Be-
teiligung als universellem  Recht und dem  instrumentellen Einsatz von Partizi-
pation als Mittel der sozialen Kontrolle ( Bradford 1999, S. 246). Die Möglich-
keiten der Beteiligung werden kanalisiert. A m einem Beispiel aus dem  Bereich
Schule lässt sich das gut zeigen: die konkrete Gestaltung des Unterrichts, für die
jungen Menschen überaus relevant, gehört nicht zu den Bereichen, die einer
Mitbestimmung zugänglich sind. D ie Debatte um Partizipation ist som it einer-
seits geprägt von der Notwendigkeit, Beteiligungsrechte zu garantieren und
Formen und Strategien der gesellschaftlichen Teilhabe weiterzuentwickeln, und
andererseits von den Beschränkungen der Beteiligungsmöglichkeiten. Diese Be-
schränkungen werden größer, je prekärer die Lebenssituation von K indern und
Jugendlichen ist. Dieser Zusammenhang zeigt sich auch bei Erwachsenen.
Vor dem  H intergrund dieser hier nur schlaglichtartig angedeuteten gesell-
schaftlichen Entwicklung ist die Intensität, m it der über eine Teilhabe Jugendli-
cher am  öffentlichen und gesellschaftlichen Leben diskutiert wird, zu sehen.
Gelingt es nicht, Kinder und Jugendliche für Beteiligung zu begeistern und da-
mit auch für die Ü bernahme von Verantwortung für sich und andere, dann – so
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eine Hypothese – ist der zukünftige Zu sammenhalt unserer Gesellschaft gefähr-
det. Das Feld der Jugendarbeit, das sich einst aus einem  Abgrenzungsbedürfnis
zur Welt der Erwachsenen entwickelt hat, ist zumindest in Deutschland seit dem
Ende des zweiten Weltkriegs ein Ort, dem  gesellschaftlich die Aufgabe zuge-
wiesen wurde, „ Schule der Dem okratie“ zu sein (vgl. z.B. Fehrlen/Schubert
1991). Insofern ist es nur folgerichtig, dass der Jugendarbeit in der Frage der
Förderung von Beteiligung eine besondere Aufmerksamkeit zukommt.
Selbstverständlich gibt es auch bezogen auf Schule einige A nsätze, gezielt
die Partizipation Jugendlicher zu fördern (z.B. Edelstein/Fauser 2001, Koop-
mann 2007; Richter 2006), schließlich verbringen Kinder und Jugendliche einen
großen Teil ihrer Zeit in der Institution Schule. Schule in ihrer heutigen Ver-
fasstheit stößt jedoch bei der Förderung von Beteiligung schnell auf sy stemim-
manente Grenzen, denn weder in ihrer rechtlichen Rahmenbedingungen noch in
ihren internen Strukturen (z. B.: V erhältnis von Ministerien zu Schulleitungen
zur Lehrerschaft zur Schülerschaft) is t Schule eine dem okratische Institution
(vgl. z.B. auch Merk 2003 oder Melzer 2001). Auch die Autoren des Gutachtens
zum BLK-Programm verweisen darauf, dass „ die Schule Teil des Problem zu-
sammenhangs [ist], der zu Demokratieverdrossenheit und jugendkultureller Re-
bellion ursächlich beiträgt“ (Edelstein/Fauser 2001, S. 6).
2. Ähnlichkeiten und Unterschiede in der Diskussion über
Beteiligung in Spanien und Deutschland
Betrachtet man Jugendarbeit in Spanien und Deutschland in den letzten einhun-
dert Jahren, dann zeigt sich für beide Länder ein hohes Maß an V ersuchen, die
Jugendarbeit in dem jeweiligen Land für politische Zwecke zu instrumentalisie-
ren. Sie diente sow ohl Spanien sow ie allen deutschen Staaten in diesem Zeit-
raum als Kaderschmiede für die staatlichen Eliten, als Strategie, Ideen und Ak-
tionen Jugendlicher im Staatssinne zu kanalisieren aber auch als Orte der politi-
schen und gesellschaftlichen Emanzipation Jugendlicher. Betrachtet m an die
Entwicklungen für die zwei Länder detaillierter, dann werden sowohl wesentli-
che Unterschiede in den Erwartungen an Jugendarbeit als Ort der Beteiligung
und des gesellschaftlichen Engagem ents als auch bei den Maßnahmen und
Strategien zur Förderung von Partizipation deutlich. Die folgende Darstellung
der Entwicklung in Spanien und D eutschland bezieht sich auf – aus der Sicht
der Autoren – jeweils wichtige Stationen. Daraus ergibt sich auch, dass für jedes
Land andere Aspekte in den V ordergrund gerückt w erden. Es w ürde das V er-
ständnis für die Entwicklung des Diskurses über und der Praxis von Beteiligung
Jugendlicher im  Rahmen und durch die Jugendarbeit der beiden Länder nicht
wesentlich fördern, würde m an das Thema Partizipation nur an allgem einen In-
dikatoren beschreiben wollen. Die Operationalisierungen von Beteiligung sind
bereits in Studien, die sich auf ein Land beziehen so unterschiedlich, dass die
Ergebnisse kaum miteinander verglichen w erden können (vgl. van Santen
2005). Umso schwieriger ist es im internationalen Vergleich.
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2.1 Historische Entwicklungen
Spanien
Die neuere spanische Geschichte ist geprägt von dem Übergang von der Franco-
Diktatur zum heutigen dem okratischen Sy stem in den 70er Jahren. Zw ei
Aspekte dieser Entwicklung sind für ein Verständnis des Partizipationsdiskurses
im heutigen Spanien besonders wichtig: Der eine Aspekt ist, dass in der Zeit der
Diktatur alle jugendpolitischen Aktivitäten und Angebote von den faschisti-
schen staatlichen Organisationen selbst oder aber den gleichgeschalteten Ju-
gendorganisationen ausgingen. Alle Möglichkeiten sich zu engagieren und Ver-
antwortung zu übernehm en, w urden durch den Staat definiert und strikt kon-
trolliert. Sie dienten der Ausbildung der staatlichen Elite. In einem gewissen
Sinne gab es eine Pflicht, sich in verschiedenen O rganisationen einzubringen
und damit an der Gestaltung der faschistischen G esellschaft teilzuhaben, denn
dies war zum Beispiel eine Voraussetzung, um eine berufliche A usbildung ab-
solvieren zu können. A lle Jugendorganisationen aus der republikanischen Zeit
davor waren verboten. Dies führte im Übergang zur Demokratie zu einer erheb-
lichen Lücke. Es fehlte an Personen, die über Erfahrungen im Aufbau demokra-
tischer Jugendorganisationen verfügen (Serrano 1999).
Der zweite Aspekt ist, dass der Widerstand gegen die D iktatur dynamische
soziale Bewegungen hervorbrachte (z.B. Studentenbew egung). Für die Mitglie-
der dieser Bewegungen ist Beteiligung gleichbedeutend m it einem großen poli-
tischen Engagement. Die sozialen Bewegungen m it ihren legalen und illegalen
Organisationen waren die „Beteiligungsschulen“ für die Aktiven in den sozialen
Bewegungen.
Mit dem Übergang zur Demokratie mussten in ganz Spanien neue V erwal-
tungsstrukturen geschaffen w erden, insbesondere auf regionaler (die Schaffung
der autonomen Regionen Katalonien, Baskenland und G alizien) und auf kom -
munaler Ebene. Der Wohlfahrtsstaat wurde in Zeiten einer wirtschaftlichen Kri-
se entwickelt und ausgebaut. Ein Aufbau der neuen Verwaltungsstrukturen wäre
ohne den Wechsel zahlreicher Aktiven aus den sozialen Bewegungen in staatli-
chen Stellen nicht m öglich gewesen1. Dies führte jedoch zu einem personellen
und auch inhaltlichen Ausbluten etlicher Organisationen, die im Kampf für die
Demokratie groß gew orden w aren, so dass diesen für den Aufbau zivilgesell-
schaftlicher Strukturen zum indest ein erheblicher Teil ihrer personellen Basis
entzogen wurde. Die Förderung von Beteiligung wurde überwiegend zu einer
Aufgabe öffentlicher Verwaltung, weshalb die Im pulse für sozial- und jugend-
politische Innovationen in den 80er Jahren aus der öffentlichen Verwaltung ka-
men. Diese Entwicklung führte dazu, dass sich das Verständnis von Beteiligung
von Jugendlichen auf zwei Bereiche reduzierte: zum einen auf den Konsum von
Freizeitangeboten, die staatlicherseits organisiert werden, und zum  anderen auf
eine Art öffentliche Politikberatung, wie sie typisch für die Jugendparlamente in
zahlreichen mittleren und größeren Städten2 ist. Zum indest für den Bereich, in
dem Partizipation als Konsum von staatlich organisierten Freizeitangeboten ver-
standen wurde, kann festgehalten werden, dass unter der Überschrift „Förderung
der Beteiligung Jugendlicher“  ihre Passivität und ihre Erw artungen gefördert
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wurde, andere würden etwas für sie or ganisieren. In gew isser Weise erreichte
damit die staatliche Beteiligungsförderung das Gegenteil dessen, was eigentlich
erreicht werden sollte. Anstelle einer Förderung der Selbstständigkeit, Verant-
wortungsübernahme und Teilhabe am  gesellschaftlichen Leben wurde zum
Konsum erzogen.
Der durch staatliche Finanzmittel unterstütze Ausbau von Freizeitangeboten
für Jugendliche führte auch zu einer A usdifferenzierung des bis dahin relativ
homogenen Selbstverständnisses der spanischen NGOs als unabhängiges Ge-
gengewicht zu staatlichen Organisationen. Ein Teil der NGOs ließ sich für ihre
sozialen Dienste mit staatlichen Mitteln fördern, ein anderer Teil der NGOs er-
hob den Verzicht auf staatliche Mittel zu einem  identitätsstiftenden Ausweis ih-
rer Unabhängigkeit. Der erste Typ entwickelt den Dritten Sektor und trägt durch
seine A ngebote zur K onsumhaltung auch gegenüber sozialer und kultureller
Angebote bei (Prieto Lacai 2002). Aus den NGOs, die jede Nähe zu staatlichen
Stellen vermeiden, entwickeln sich neue Form en gemeinschaftlichen Handelns
und eine neue soziale Bewegung in den 90er Jahren. D as diesen zw ei Ty pen
von NGOs zugrunde liegende Beteiligungskonzept unterscheidet sich grund-
sätzlich. Inzwischen haben sich in Spanien neue Beteiligungsformen jenseits der
Jugendorganisationen entwickelt. In einigen K ommunen gibt es D iskussionsfo-
ren, Formen der Bürgerbeteiligung oder „Beteiligungsbudgets“, die in Folge des
Weltsozialforums 2001 in Porto Alegre entstanden sind. Manchmal profitieren
Verbände von diesen neuen Entw icklungen, manchmal jedoch sind sie hiervon
ausgeschlossen oder aber diese neuen Entw icklungen wenden sich direkt gegen
die Verbände (Angulo 2002).
Am Ende der 90er Jahre w ird unter dem Stichwort Beteiligung ein weiteres
Thema für die Jugendpolitik in Spanien relevant. Bis dahin wurde die Jugend-
phase ausschließlich als eine notw endige Zw ischenstation auf dem Weg des
Erwachsenwerdens begriffen. Die für diesen Entw icklungsweg notw endigen
Schritte waren klar definiert. Um erwachsen zu werden, sollte die jungen Men-
schen idealer Weise zuerst in die Bildungsinstitutionen integriert sein und dann
darauf aufbauend am Arbeitsmarkt „ teilhaben“ können. D iese Betrachtung der
Jugendphase wurde als „erwachsenenzentriert“ kritisiert und ein neues Modell
der Gestaltung des Übergangs entstand. Das mit dem neuen Modell verbundene
jugendpolitische Konzept wurde von seinen Verfechtern unter den Namen
„Nueva Condición“ („neuen Bedingungen“) und „ Politicas Afirm ativas“ („ af-
firmative Politiken“) in die jugendpolitische Debatte eingeführt (Barrenetxa u.a.
2002). Die Jugendphase w ird als eine eigenständige Lebensphase begriffen, sie
ist mehr als nur der Übergang vom Kind zum Erwachsenen. Die Jugendphase ist
vielmehr – so die V erfechter dieser Neukonzeptionalisierung – geprägt von den
Experimentiermöglichkeiten hinsichtlich der eigenen Lebensentwürfe, die sich
aus dem im Lebenslauf nach hinten verschobenen A uszug aus dem Elternhaus
und der damit verbundenen Entlastung von der Sorge, den eigenen Lebensun-
terhalt zu sichern, ergeben. D iese Konzeptionalisierung der Jugendphase legt
die Aufm erksamkeit der spanischen Jugendpolitik auch auf die Alltagsgestal-
tung Jugendlicher und integriert in den Beteiligungsdiskurs auch die Frage nach
der Teilhabe am kulturellen Leben.
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Deutschland
Der freiwillige Zusammenschluss von jungen Menschen in Verbänden im  19.
Jahrhundert kann als A nfang der Jugendarbeit in D eutschland angesehen wer-
den. Jugendverbände w aren A usdruck des Bedürfnisses nach spezifischen Ju-
gendbereichen, die frei von Erwachsenen sein sollten. Diese Entwicklung er-
reichte einen H öhepunkt mit der V erlautbarung der Meißner-Form el3 auf dem
ersten Freideutschen Jugendtag im  Oktober 1913. Unm ittelbar nach dem  zwei-
ten Weltkrieg wurde insbesondere von der Militärregierung in der am erikani-
schen Besatzungszone der Wiederaufbau der Jugendarbeit als ein wesentlicher
Beitrag zur D emokratisierung D eutschlands verstanden. Es w urde deshalb ge-
zielt in den Aufbau von Strukturen, z.B. Jugendringe als örtlicher Zusammen-
schluss von Jugendverbänden, investiert. D ies ist ein G rund dafür, warum Ju-
gendverbände in Deutschland eine größere Rolle spielen als in Spanien. Im Un-
terschied zu den Anfängen der Jugendbew egung ging diese Entw icklung nach
dem zw eiten Weltkrieg jedoch nicht von Jugendlichen selbst aus. Vielmehr
nutzten Erwachsene Jugendarbeit um ein spezifisches Ziel zu verfolgen. Auch
heute sind Jugendverbände w ichtige O rte, um demokratische Praktiken einzu-
üben und Einfluss auf die Jugendpolitik zu nehmen, die sich in ihrem Selbstver-
ständnis noch immer als eine von Jugendlichen selbstorganisierte Struktur für
Jugendliche verstehen. Jugendverbandsstudien zeigen jedoch auch, dass diese
Selbstbeschreibung nicht uneingeschränkt zutrifft. So sind beispielsw eise bei
ostdeutschen Jugendringen 35 % der ehrenamtlichen Vorstände älter als 36 Jah-
re, bei den westdeutschen Jugendringen beträgt dieser Anteil 24 % (Gragert u.a.
2006, S. 26). Ebenfalls befinden sich eine ganze Reihe professioneller Angebote
der Jugendarbeit in Trägerschaft von Jugendverbänden. H ierbei kann w ohl
kaum m ehr von jugendlicher Selbstorganisation gesprochen werden. Ähnlich
wie in Spanien wurden auch in Deutschland in den Phasen der D iktatur Jugend-
verbände im Interesse der Machthabenden instrum entalisiert. Dies gilt sowohl
für die Zeit des ersten Weltkriegs, für die Zeit von 1933 bis 1945 sow ie für die
FDJ in der DDR. In den Übergangsphasen zur Demokratie gab es gezielte Maß-
nahmen zur Förderung von Jugendverbänden und Jugendarbeit, weil in diesen
eine K eimzelle für die Entw icklung der D emokratie gesehen w ird. Die sich
langsam entwickelnde D ebatte darüber, w elche Bedeutungen Migrantenselbst-
organisationen für die Integration Juge ndlicher m it Migrationshintergrund ha-
ben und w ie diese O rganisationen dazu beitragen können, Zugang zu unter-
schiedlichen Formen der Beteiligung zu eröffnen, zeigt exem plarisch, dass die
Aufgabenzuschreibung (Jugendorganisationen als Ort, an dem  Demokratie ge-
lernt und gelebt werden kann) unverändert ist.
Im Unterschied zu Spanien lassen sich ähnliche Entw icklungen zum Thema
Beteiligung auch für andere H andlungsfelder der K inder- und Jugendhilfe in
Deutschland beschreiben (vgl. z. B. Arbeitsgruppe Heimreform 2000). Insofern
überrascht es nicht, dass im  Achten Jugendbericht (BMJFFG 1990) die O rien-
tierung an den Bedürfnissen der A dressaten, sow ie das Zusammenspiel ihrer
Deutungen ihrer Lebensrealität mit den durch die gesellschaftlichen Bedingun-
gen und Strukturen geprägten Lebensverhältnissen zum Bezugspunkt von Theo-
rie und fachlichem  Handeln wurde. Auch in neuerer Zeit gibt es unterschiedli-
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che Ansätze, die aus rechtlicher (z.B. Richter 2007) aus gesellschaftlich-
funktionaler (z.B. Olk/Roth 2007), aus pädagogischer (z.B. Pluto 2007) und aus
psychologischer (z.B. Lenz 2006) Perspektive begründen, w arum die Erm ögli-
chung und Förderung von Partizipation konstitutiv für den Um gang mit jungen
Menschen sein muss.
2.2 Gesetzliche Grundlagen
Auf internationaler Ebene gibt es wi chtige rechtliche Instrum ente zur Stärkung
von Kinderrechten, in denen die Beteiligung von Kindern und Jugendlichen an
allen sie betreffenden Entscheidungen eine zentrale Rolle spielt – auf diese ha-
ben wir bereits in der Einleitung hingew iesen. Trotz dieses gem einsamen inter-
nationalen Rahmens sind die Partizipationsrechte in Spanien und D eutschland
unterschiedlich stark abgesichert. Dies liegt sicherlich auch daran, dass es in
Deutschland ein eigenes Gesetzbuch für die A ufgaben der Kinder- und Jugend-
hilfe gibt. Insofern überrascht es nicht, dass die Regelungsdichte in Deutschland
höher ist.
Spanien
In Spanien gibt es in den einschlägigen G esetzen weniger Regelungen, die die
Beteiligungsrechte von Kindern und Jugendlichen explizit zum  Gegenstand ha-
ben. Hervorzuheben ist in diesem  Zusam menhang der A rtikel 7 des G esetzes
zum Schutze von Minderjährigen:
1. Minderjährige haben das Recht sich um fassend an dem  sozialen, kulturel-
len, künstlerischen Leben und Freizeitangeboten zu beteiligen ebenso wie
sich bürgerschaftlich zu engagieren. Die öffentliche Hand ist verpflichtet,
die Schaffung von Beteiligungsgrem ien für Minderjährige sowie ihre
Selbstorganisation zu fördern.
2. Minderjährige haben das Recht sich zusam menzuschließen, insbesondere
das Recht auf Mitgliedschaft in einem  Verband und in Jugendorganisatio-
nen von Parteien und G ewerkschaften. Das Recht für Kinder- und Jugend-
verbände zu werben. (…) Minderjährige können sich in den Führungsgre-
mien dieser Organisationen beteiligen. (…)
3. Minderjährige haben das Recht sich an öffentlichen Versam mlungen und
friedlichen Demonstrationen zu beteiligen. Sie haben ebenso das Recht, für
diese zu werben und diese zu organisieren, w enn ein Einverständnis der El-
tern vorliegt.
Es ist deutlich, dass sich die Verankerung der Beteiligungsrechte von Minder-
jährigen in Spanien auf Form en politischer Beteiligung fokussiert. Die pädago-
gische und psy chologische D iskussion über die Bedeutung von Partizipation
spielt bei der gesetzlichen Verankerung in Spanien keine Rolle.
Seit 1985 ist im Schulgesetz geregelt, das es an G rund- und Sekundärschu-
len Gremien geben m uss, an denen Eltern, Lehrer und Schüler beteiligt sind.
Theoretisch stellt dieses Grem ium das höchste Entscheidungsorgan dar, es be-
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ruft beispielsweise die Schulleitung. In der Praxis jedoch ist die Wirkung dieses
Gremiums gering. Es beschränkt sich in seinen A ktivitäten hauptsächlich auf
disziplinarische Fragen. Es w urden bisher keine guten Bedingungen für eine
wirkliche Beteiligung geschaffen. D ie konservative Regierung in der Zeit von
1996 bis 2004 hat zudem  die H andlungsspielräume dieser Gremien weiter ein-
geschränkt, insbesondere in den Sekundarschulen.
Deutschland
In D eutschland sind die Beteiligungsrechte von K indern und Jugendlichen in
verschiedenen Gesetzen verankert. Zuallererst ist das K inder- und Jugendhilfe-
recht zu nennen, da dieses auch den rechtlichen Rahm en für die Jugendarbeit
bildet. In verschiedenen Paragrafen ist das Recht von K indern und Eltern, betei-
ligt zu werden sowie die Pflicht der Fachkräfte, dies zu erm öglichen festgelegt
(§§ 5, 8, 11, 12, 14, 17, 36, 74, 80 SGB VIII). Explizit auf die Jugendarbeit be-
ziehen sich die Paragrafen 11 und 12 SGB VIII. In den Schul- und. Unterrichts-
gesetzen der einzelnen Bundesländer finden sich ebenfalls Regelungen zur Be-
teiligung von Schülern und Schülerinnen, diese haben jedoch in der Regel einen
weniger verbindlichen Charakter (für einen Überblick Füssel 1998). Im Arbeits-
recht sind spezielle zu w ählende Gremien vorgeschrieben, die sicherstellen sol-
len, dass die Belange von A uszubildenden bei der innerbetrieblichen Entschei-
dungsfindung angemessen repräsentiert sind. Im  BGB sind Regelungen enthal-
ten, die Eltern dazu verpflichten, Kinder und Jugendliche zu beteiligen, ihre
Wünsche und Interessen zu achten. In etlichen Bundesländern sind im Rahmen
der Gemeindeverordnungen die V oraussetzungen für die Einrichtung von Ju-
gendparlamenten gegeben. Mitbedingt durch das V erständnis von Jugendhilfe
als Querschnittsaufgabe lassen sich schwache Ansätze zur Beteiligung von Kin-
dern und Jugendlichen auch in anderen Politikfeldern finden, z.B. bei der Bau-
leitplanung.
3. Ansätze zur Förderung von Partizipation durch
Jugendpolitik
Konzeptentwicklungen, Diskurse und r echtliche Grundlagen spannen zwar den
Rahmen, innerhalb dessen Partizipation von K indern und Jugendlichen in der
Jugendarbeit gefördert und um gesetzt w erden kann. A ber der Rahm en selbst
gibt noch keine hinreichende A ntwort darüber, w elche Wege in der Praxis und
in der Politik tatsächlich beschritten werden. Im  Folgenden wird exem plarisch
an einzelnen Akzentsetzungen der Jugendpolitik in Spanien und Deutschland
aufgezeigt, wie Erm öglichung und Förderung von Partizipation heute konkret
aussehen. Ein Ausgangspunkt für die die Konjunktur des Themas Beteiligung in
den jeweiligen Jugendpolitiken liegt in dem durch repräsentative Befragungen
regelmäßig bestätigten Befund, dass Jugendliche sich für die tradierten Formen
gesellschaftlichen Engagements nur bedingt begeistern können. Jugendlichen
wird ein wachsendes Desinteresse an politischen Institutionen attestiert. Mitt-
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lerweile vertrauen nur noch 17 % der ostdeutschen und 18 % der westdeutschen
Jugendlichen zwischen 16 und 29 Jahren politischen Parteien (vgl. Gaiser
/Gille/de Rijke  2006, S. 25). Fast keiner von ihnen hat ein Interesse, A ufgaben
in politischen Institutionen zu übernehm en (vgl. Gaiser/Gille/de Rijke  2006, S.
29). Diese Ergebnisse verweisen auf das ernste Problem, dass „je schwächer das
Vertrauen in die etablierten Institutionen der Politik ist, desto niedriger ist die
Zufriedenheit mit der D emokratie in Deutschland“ (Gaiser u.a.  1998, S. 150).
Ähnliche Befunde liegen auch für Spanien vor. Die aktuellen Daten des Euroba-
rometers zeigen zum Beispiel, dass die wichtigste Möglichkeit, auf Politik Ein-
fluss zu nehm en in Dem onstrationen liegt. Die Mitgliedschaft in politischen
Parteien scheint dagegen für junge Menschen in Spanien keine Strategie zu sein,
ihren Einfluss erhöhen zu können (Flash Eurobarometer 2007). Im Unterschied
zu Deutschland ist der Anteil von jungen Menschen, die Mitglied in einer Orga-
nisation sind, in Spanien erheblich niedriger (Flash Eurobarom eter 2007, S.
22).
Spanien
In Spanien entw ickelten sich in den 80er Jahren Ansätze einer eigenständigen
Jugendpolitik und der Diskurs über Partizipation fokussierte sich auf zwei Poli-
tikbereiche: die Förderung von Jugendorganisationen und die Förderung von ju-
gendspezifischen Freizeitaktivitäten. Andere Themen wurden nur am Rande er-
wähnt. Ein G rund hierfür liegt in der Schw äche der Jugendm inisterien, die nur
einen geringen Einfluss auf andere Politikbereiche (z.B. Bildung, Arbeit, So-
zialbereich) ausüben können. Die Jugendpolitik wurde zu einem  peripheren Po-
litikbereich (Casal 2002). Auch die Mehrzahl der Jugendverbände und –organi-
sationen konzentriert sich auf kulturelle, sportliche und andere Freizeitaktivitä-
ten. So dass sich die Förderung der Beteiligung von Jugendlichen auf eine Teil-
habe an dem  w achsenden Freizeitm arkt reduziert. D ies ist einer der G ründe,
warum eine A useinandersetzung m it den sozialen Bedingungen innerhalb der
Institutionen, in denen Jugendliche einen großen Teil ihrer Zeit verbringen, im
Rahmen der Jugendpolitik nicht stattfindet. Die politischen Aktivitäten, die sich
in Spanien unter der Ü berschrift Beteiligung an Jugendliche richten, w urden in
den letzten drei Jahrzehnten, von der Arbeitsmarktpolitik initiiert. Insofern über-
rascht es nicht, dass Beteiligung von Jugendlichen an der der Beschäftigungs-
rate von Jugendlichen gemessen wurde und gemessen wird. Die in den 80er Jah-
ren speziell für Einstellung von Jugendliche entw ickelten A rbeitsverträge, die
zu schlechter bezahlten und weniger abgesicherten Arbeitsverhältnissen führen,
wurden als Maßnahm e zur Partizipationsförderung dargestellt. Zusammenfas-
send ist noch im mer zu konstatieren, dass es in Spanien keine Jugendpolitik
gibt, die diesen Namen verdient.
In den Sozialw issenschaften spiegelt sich diese Spaltung im Umgang mit
Jugendthemen – inspiriert durch die politische Verwaltung – wider. Die m eisten
Forschungsprojekte werden durch staatliche Stellen finanziert, weshalb es nicht
wundert, dass auch in den Studien der eben dargestellte eingeschränkte Begriff
von Partizipation dominiert (Serrano u.a. 1999; Serracant 2001). In den letzten
Jahren hat es einige Initiativen gegeben, den in der nationalen Politik zugrunde
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gelegten Beteiligungsbegriff in Richtung der dargestellten Konzeptdiskussion
zu erweitern. Es wurden so genannte Jugendpläne unter der Beteiligung ver-
schiedener Ministerien, Behörden und Jugendorganisationen entwickelt4. Auch
in der Forschung w urde diese Entw icklung aufgegriffen, es w urden neben den
traditionellen statischen Survey s m it getrennt voneinander erhobenen D imen-
sionen (Familie, Bildung, Arbeit, Freizeit, Werte) auch Studien mit einer Längs-
schnittperspektive durchgeführt, die Entwicklungswege gesellschaftlichen En-
gagements nachzeichnen (Casal u.a. 2004).
Deutschland
Im letzten Jahrzehnt wurde die Förderung von Beteiligung von Kindern und Ju-
gendlichen zu einem  der großen Them en deutscher Jugendpolitik. Um das
Image politischer Institutionen zu verbessern und das Engagem ent Jugendlicher
im politischen System zu erhöhen, wurden und werden sowohl auf nationaler als
auch auf lokaler Ebene eine Reihe von A ktionen durchgeführt. In Zusammenar-
beit mit Jugendorganisationen w ie Jugendverbänden und Jugendringen w urden
neue Formen entwickelt, um das Wissen über dem okratische Entscheidungsfin-
dungsprozesse zu erhöhen und Jugendliche für parlam entarische Formen zu be-
geistern. So stieg die Anzahl der Kommunen mit einem Jugendparlament in den
90er Jahren deutlich an ( Bruner/Winkelhofer/Zinser 1999), und die Bundesre-
gierung startete „nation-wide participation movement with a participation week
involving different activities geared not only  towards setting a trend at a federal
level, but at being part of the m ainstay of y oung people’s lives in specific
terms” (BMFSFJ 2001, S. 12). Ebenfalls w urde darüber diskutiert, das Wahlal-
ter abzusenken. In fünf der 16 Bundesländer dürfen sich Jugendliche ab dem 16.
Lebensjahr an Kom munalwahlen beteiligen5.Die Aktivitäten bleiben nicht auf
das Jugendalter beschränkt. In etlichen Gem einden wurden Kinderforen einge-
richtet, um so Kindern zu ermöglichen, ihre Meinung, ihre Wünsche und ihre
Kritik im unmittelbaren Austausch m it Mandatsträgern zu artikulieren. Bei der
Beteiligung von Kindern und Jugendlichen im  Rahmen der Jugendhilfeplanung
ist es jedoch zu einer A bnahme der Beteiligung gekom men, wie eine längs-
schnittliche Befragung bei Jugendäm tern zeigt ( Pluto u.a. 2007, S. 367). Diese
Entwicklung zeigt, wie wichtig es ist Jans’ Hinweis darauf zu beachten, dass
Beteiligung nicht auf eine Teilhabe am  politischen Sy stem reduziert werden
kann (Jans 2004).
Die Stärkung der Jugendbeteiligung ist einer der drei jugendpolitischen
Handlungsschwerpunkte der Bundesregierung. In der Antwort auf die große An-
frage zum  Them a „ Jugendliche in Deutschland: Perspektiven durch Zugänge,
Teilhabe und Generationengerechtigkeit.“  (Deutscher Bundestag  2007) führt die
Bundesregierung die Vielzahl von Aktivitäten auf (vom Zustandekommen des
Nationalen Aktionsplan für ein kindergerechtes Deutschland 2005-2010, über Ko-
operationsprojekte mit der Bundeszentrale für politische Bildung und dem  Deut-
schen Bundesjugendring bis hin zu speziellen Program men für den ländlichen
Raum) aus, mit denen die Beteiligung junger Menschen gefördert werden soll.
Die Bemühungen, den Grad an Beteiligung zu erhöhen, sind nicht auf den
Kernbereich der Jugendarbeit bzw. der Jugendhilfe begrenzt. Mit dem  von der
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Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und Forschungsförderung in-
itiierten Program m „Dem okratie lernen  & leben“ (www.Blk-dem okratie.de)
wird die Schule als ein potentieller Ort der Beteiligungsförderung ins Zentrum  der
Bemühungen gerückt. Auch im Bereich der Hilfen zur Erziehung als ein Bereich,
in dem weit reichende Entscheidungen für die Lebenssituation von Familien ge-
troffen werden, gibt es inzwischen eine Reihe von Forschungs- und Praxisprojek-
ten, die sich m it der Verwirklichung von Beteiligungsrechten in der Hilfegewäh-
rung, -gestaltung, -durchführung und -beendigung auseinandersetzen (vgl. z.B.
Babic/Legenmayer 2004; Pluto 2007; Wolf/Hartig 2006; www.diebeteiligung.de).
4. Stolpersteine bei der Förderung von Partizipation
In Spanien und Deutschland lässt sich an unterschiedlichen Entw icklungen in-
nerhalb der Jugendarbeit zeigen, dass es gar nicht so einfach ist, zu entscheiden,
welche Strategien, w elche H andlungsangebote tatsächlich zu einer V erbesse-
rung der Beteiligungsm öglichkeiten und zu einer aktiven Nutzung dieser Mög-
lichkeiten führt. Am Beispiel des schillernden Begriffs des ehrenam tlichen be-
ziehungsweise freiwilligen Engagem ents und des m anchmal bem erkbaren Er-
schreckens der Politik, wenn Jugendliche Beteiligung ernst nehm en, sollen eini-
ge Stolpersteine bei der Förderung von Partizipation verdeutlicht werden.
4.1 Ehrenamtliches Engagement und Beteiligung
Das Ausm aß des ehrenam tlichen Engagem ents wird oft als Indikator für den
Beteiligungsgrad herangezogen, obwohl eine hohe Anzahl ehrenamtlich Aktiver
nicht unbedingt A usdruck einer entw ickelten Partizipationskultur sein muss.
Auf drei Aspekte, warum dies so ist, soll hier näher eingegangen werden.
Ein erster Grund dafür, dass allein die Anzahl der ehrenam tlich aktiven Ju-
gendlichen noch kein guter Indikator für die Verwirklichung der Partizipation(s-
rechte) Jugendlicher ist, liegt daran dass die A usübung eines Ehrenamtes mit ei-
ner hierarchischen Unterordnung verbunden sein kann und som it nicht der För-
derung sondern der Minderung der Beteiligungsm öglichkeiten Jugendlicher
dient. Eine Politik, die die Integration von Jugendlichen in die Strukturen von
Organisationen fördert, die gem einnützige Arbeit leisten, ohne dabei gleichzei-
tig den A usbau der Entscheidungskom petenzen (sowohl im Sinne von K önnen
als auch von Dürfen) zu unterstützen, fördert also nicht die Beteiligung von Ju-
gendlichen.
Ein zweiter Grund dafür, dass die Anzahl ehrenam tlich tätiger Jugendlicher
nur bedingt ein Indikator für den Grad der Beteiligung Jugendlicher darstellt, ist
in der inzwischen instrum entellen Nutzung ehrenamtlichen Engagements zu se-
hen. Die auf europäischer Ebene geführ te Debatte darüber, w ie außerschulisch
erworbene Bildung und Kompetenz durch eine Zertifizierung einerseits eine an-
gemessene Wertschätzung erfahren und andererseits für die berufliche Karriere
genutzt werden können, geht einher m it einer Intensivierung der D iskussion
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über inform elle Bildungsprozesse (vgl. z.B. Tully 2007) in der Jugendarbeit.
Obwohl es zumindest für Deutschland noch keine empirischen Hinweise darauf
gibt, dass Jugendliche sich überwiegend wegen den verw ertbaren Effekten für
Studium und Beruf ehrenam tlich engagieren (z.B. Gragert u.a. 2006, S.31,
BMFSFJ 2004, S.61), besteht innerhalb der Jugendarbeit die Befürchtung, dass
das Interesse am gesellschaftlichen Engagem ent zugunsten des Versuchs, die
die eigenen individuellen V orraussetzungen für ein Bestehen am  Arbeitsmarkt
zu optimieren, in den Hintergrund rückt. Diese Entwicklung lässt sich in Spani-
en insbesondere im Bereich des G esundheitssystems beobachten. Junge Ärztin-
nen und Ärzte engagieren sich bei NGOs, um auf diesem Wege Berufserfahrung
zu sam meln und so ihre A rbeitsmarktchancen zu erhalten. Die „Ärzte ohne
Grenzen“ werden deshalb in Spanien auch „Ärzte ohne Arbeit“ genannt (Callejo
1999). Auch in einem Bericht des spanischen Parlaments von 1998 wird darauf-
hingewiesen, dass junge Menschen, die in V erbänden aktiv sind, einen leichte-
ren Zugang zu einer eigenen Wohnung und zum Arbeitsmarkt haben (Jerez
1999). Das Argument, dass eine instrum entelle Nutzung ehrenam tlichen Enga-
gements eine Beteiligung Jugendlicher an gesellschaftlichen Prozessen behinde-
re, überzeugt jedoch für sich alleine genommen nicht, denn wie in der Diskussi-
on um zivilgesellschaftliches Engagem ent darlegt wurde, stehen egoistische
Motivlagen und gesellschaftlicher Nutzen nicht in einem  bipolaren Verhältnis
zueinander. Vielmehr kann zwischen beiden auch eine hohe Übereinstimung be-
stehen (vgl. z.B. Keupp 2000 ). A ber bedingt durch die zunehm ende V erwert-
barkeit des Engagem ents für die berufliche Laufbahn besteht die Gefahr, dass
die bereits vorhandene soziale Schieflage bei der Verteilung von Beteiligungs-
möglichkeiten noch zunim mt. Studien in Spanien und Deutschland (z.B. Casal
u.a. 2004; van Santen 2005) zeigen, dass bestimmte, gesellschaftlich besonders
anerkannte Formen der gesellschaftlichen Teilhabe an die Zugehörigkeit zur so-
zialen Schichten gekoppelt sind. Junge Männer, gut gebildet und sozial abgesi-
chert, engagieren sich stärker ehrenam tlich als andere Jugendliche. Es reicht al-
so nicht aus, die Möglichkeiten zum  Engagement zu verbessern, sondern es ist
auch darauf zu achten, dass bestehende soziale U ngleichheiten durch eine För-
derung von Beteiligung nicht vertieft werden, denn sonst würde die Förderung
von Beteiligungsmöglichkeiten in ihr Gegenteil verkehrt werden.
Die zumindest im  Diskurs zunehm ende Orientierung an der unmittelbaren
Verwertbarkeit des freiwilligen Engagem ents birgt auch die Gefahr einer Be-
schränkung der Bereiche, in denen Jugendliche aktiv teilhaben. D enn all die
Aufgaben, denen nur ein geringer oder (noch) kein inform eller Bildungseffekt
zugestanden wird, all die Tätigkeiten, die notwendig sind, um die Strukturen für
Beteiligung zu schaffen und sichern, werden unattraktiv für ehrenamtlich Täti-
ge. So geben zum  Beispiel in einer bundesw eiten Befragung von Jugendringen
nur ein Drittel der Jugendringe an, dass Verwaltungsaufgaben auch von ehren-
amtlich Aktiven übernommen werden (Gragert u.a. 2006, S. 34). Die wachsen-
de Anerkennung in Form von Zertifizierung bestimmter Formen ehrenamtlichen
Engagements kann also zu einer Entw icklung führen, die die Möglichkeiten zu
diesem Engagement einschränkt. D em kann durch einen gezielten Einsatz von
hauptamtlichen Kräften entgegen gewirkt werden, wie die bundesweite Jugen-
dringstudie zeigt: Denn sind hauptam tliche Kräfte vorhanden, dann ist auch die
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Anzahl der ehrenam tlich Aktiven größer ( Gragert u.a.  2006, S. 24). A nderer-
seits führt eine stetige Verbreitung von Zertifikaten für beim  freiwilligen Enga-
gement erworbene Kompetenzen auch zu deren Entw ertung. Denn wenn viele
über solche Zertifikate verfügen, dann taugen sie nicht m ehr als D istinktions-
merkmal.
5. Zusammenfassung
Ein wichtiges Ziel moderner Gesellschaften ist es, einen hohen G rad an persön-
lichem Engagement im öffentlichen und privaten Leben zu erzielen. Zum selben
Zeitpunkt jedoch, an dem  die öffentliche Aufm erksamkeit sich besonders auf
die Frage der Teilhabe Jugendlicher am  öffentlichen Leben richtet, sinkt für Ju-
gendliche (und nicht nur für diese) die Attraktivität der traditionellen Wege am
öffentlichen Leben teilzunehmen. Ein Vergleich der Diskussionen um  und Ent-
wicklungen zur Beteiligung von Kindern und Jugendlichen in Spanien und
Deutschland zeigt, dass in beiden Ländern dieses Them a eine erhebliche Be-
deutung hat, trotz unterschiedlicher rechtlicher Rahm ungen, trotz der unter-
schiedlichen historischen und fachlichen Bezugspunkte für die D ebatte und den
unterschiedlichen Formen von Beteiligung, die sich entwickelt haben.
Jugendarbeit, insbesondere Jugendverbandsarbeit steht in Spanien nicht in
der derselben Tradition wie in Deutschland. Die Idee, durch Jugendarbeit A uto-
nomie von der Erw achsenenwelt zu entw ickeln, ist in Spanien nicht so stark
verankert. Dies spiegelt sich in der gesetzlichen Absicherung von Beteiligungs-
rechten wider. In Spanien erfahren Jugendverbände in diesem  Zusammenhang
keine besondere Beachtung. Auch Unterschiede in den Zielen der Partizipati-
onsförderung, die in Spanien stärker als in D eutschland auf den K onsum von
Freizeitangeboten ausgerichtet sind, lassen sich als A uswirkung der anderen
Verfasstheit von Jugendarbeit deuten. Sicherlich mitbedingt durch eine Annähe-
rung der Lebensverhältnisse in Spanien und D eutschland sow ie durch die ju-
gendpolitischen Aktivitäten auf europäischer Ebene werden auch Parallelen
sichtbar: Die Strategie, Jugendliche fü r das System der repräsentativen Dem o-
kratie durch Jugendforen und -parlamente zu gewinnen, wird in beiden Ländern
verfolgt. Die V eränderungen der Engagem entformen – hin zu einer stärkeren
Projektorientierung – führen in Spanien und in D eutschland zu der N otwendig-
keit, Strukturen, in denen gesellschaftliches Engagement stattfinden kann, durch
hauptamtliches Personal abzusichern.
Die jeweiligen Politiken in den beiden Ländern scheinen bei der Auswahl
ihrer Strategien zur Förderung der Beteiligung junger Menschen nicht immer
sensibel dafür zu sein, dass nicht alle A nsätze gleichermaßen geeignet sind, al-
len Gruppen von Jugendlichen den Zugang zu Beteiligungsm öglichkeiten zu er-
leichtern. Zumindest deuten die Ergebnisse von Studien in Spanien und Deutsch-
land ( Casal u.a. 2004, van Santen 2005 ) daraufhin, dass die soziale Herkunft
einen erheblichen Einfluss auf das Ausmaß an Partizipation hat.
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Anmerkungen
1 Auch wenn konstatiert werden  muss, dass der Umfang dies es Prozesses von einigen
Protagonisten überhöht wird. Die sozialen Bewegungen waren nicht stark genug, einen
Zusammenbruch des diktatorischen Systems zu provozieren. In der Diskussion in Spani-
en wird die Anzahl der Aktiven überschätzt bzw. übertrieben.
2 Dieser Prozess war selbstve rständlich komplexer und weniger geradlinig, wie er hier
dargestellt werden kann. Insbesondere in Städten mit politisch links orientierten Mehr-
heiten gab es eine ausgeprägte Debatte über das Verhältnis von Jugendverbänden und
staatlichen Stellen (Angulo 2002).
3 „Die Freie deutsche Jugend will aus eige ner Bestimmung, vor eigener Verantwortung,
mit innerer W ahrhaftigkeit ihr Leben gestalte n. Für diese innere Freiheit tritt sie unter
allen Umständen geschlossen ein. Zur gegenseitigen Verständigung werden Freideutsche
Jugendtage abgehalten. Alle  gemeinsamen Veranstaltunge n der Freideutschen Jugend
sind alkohol- und nikotinfrei“ (zitiert nach Hermann 1991, S.38).
4 Während den 80er Jahren wurden in etlichen Kom munen „Integrierte Pläne“  m it dem
Anspruch einer um fassenden Jugendpolitik m it einem  gewissen Erfolg verabschiedet
(Barrenetxa u.a.. 2002; Marañon 1999).
5 Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, No rdrhein-Westfalen, Sachsen-Anhalt and
Schleswig-Holstein
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